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Frau 
Präsidentin des Nationalrates 
Parlament 
1010 Wien 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Ich beantworte die an mich gerichtete schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 4518 /J der 
Abgeordneten Schwentner, Freundinnen und Freunde betreffend Selbstversicherung für 
pflegende Angehörige wie folgt: 

 

Zu Frage 1: 

Eine Durchführungsrichtlinie oder Durchführungsverordnung wurde hierzu nicht erlassen. 
Dies erscheint auch nicht erforderlich, da die Pensionsversicherungsträger alle Verfahren 
bescheidmäßig zu erledigen haben und somit die Überprüfung im Rechtsweg möglich ist. Bei 
der praktischen Durchführung wenden die Versicherungsträger selbstverständlich 
einschlägige Erlässe meines Ressorts an. 

Zu Frage 2: 

Ich nehme an, dass sich die Worte selbständig und unselbständig auf die Art der 
Erwerbstätigkeit beziehen. Im Verfahren zur Prüfung, ob die Voraussetzungen für eine 
Selbstversicherung erfüllt sind, ist die Art der Erwerbstätigkeit kein Kriterium. Entscheidend 
ist, ob die Voraussetzung der überwiegenden Beanspruchung der Arbeitskraft gemäß § 18a 
ASVG oder der erheblichen Beanspruchung der Arbeitskraft gemäß § 18b ASVG erfüllt ist. 

Zu Frage 3: 
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Nach dem eindeutigen Wortlaut der Bestimmung des § 18b ASVG kann die 
Selbstversicherung nur jenem Angehörigen bewilligt werden, der mit erheblicher 
Beanspruchung der Arbeitskraft gemäß § 18b ASVG die Pflege selbst erbringt.  

Seitens der Pensionsversicherungsanstalt wird § 18b ASVG dahingehend vollzogen, dass bei 
Beschäftigung einer 24-Stunden-Betreuungskraft die einzelnen Verrichtungen der 24-
Stunden-Betreuungskraft und des Antragstellers im Erhebungsverfahren festgestellt werden. 
Abhängig von diesen Feststellungen wird im Einzelfall entschieden, ob die Voraussetzungen 
für die Selbstversicherung erfüllt sind. Sind vom Antragsteller zusätzlich erhebliche 
Leistungen zu den Leistungen der 24-Stunden-Betreuungskraft zu erbringen, ist 
selbstverständlich, insbesondere bei hohen Pflegegeldstufen, die Selbstversicherung zu 
bewilligen. Sind nur geringfügige Leistungen zu erbringen (z. B. die 24-Stunden-Betreuungs-
kraft erbringt fast zur Gänze die erforderlichen Leistungen, der Antragsteller übernimmt nur 
die Leistungen für die Freizeit von zwei Stunden täglich sowie Behördenwege und Einkauf), 
ist weder die Voraussetzung der Erheblichkeit noch des Überwiegens erfüllt und der Antrag 
ist abzulehnen. Maßgeblich ist also die Betrachtung eines 24-Stunden-Tages. In Anbetracht 
der Vielfältigkeit der Sachverhalte wird die Entscheidung immer im Einzelfall aufgrund der 
Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens zu treffen sein. 

Die Versicherungsanstalt für Eisenbahnen und Bergbau (VAEB) schließt einen Anspruch auf 
Selbstversicherung gemäß § 18b ASVG bei Inanspruchnahme einer 24-Stunden-Betreuung 
aus, da nach deren Rechtsauffassung diesfalls keine erhebliche Beanspruchung der 
Arbeitskraft vorliegt. 

Zu Frage 4: 

Aus meiner Sicht bedarf es – wie bereits in der Beantwortung von Frage 1 hervorgeht - 
weder einer Richtlinie noch einer Verordnung. Maßgeblich für die Entscheidung, ob eine 
Selbstversicherung nach § 18a ASVG bzw. § 18b ASVG gewährt wird,  ist der Pflegebedarf. 
Dieser wird letztlich immer entsprechend der Detailergebnisse des Erhebungsverfahrens zu 
beurteilen sein. Detaillierte Richtlinien oder eine Verordnung können die konkrete 
persönliche Situation, wenn überhaupt, nur in eingeschränktem Umfang erfassen. 

Zu Frage 5: 

Eine überwiegende Beanspruchung der Arbeitskraft gemäß § 18a ASVG ist anzunehmen, 
wenn jedenfalls 20 Wochenstunden für die Pflege aufgewendet werden. Überdies ist in 
§ 18a Abs 3 ASVG normiert, wann eine überwiegende Beanspruchung der Arbeitskraft 
jedenfalls angenommen werden kann. 

Zu Frage 6: 

Ich verweise auf die Stellungnahme zu Frage 5. Ob die Erwerbstätigkeit als unselbständige 
oder selbständige Tätigkeit ausgeübt wird, ist unerheblich. 
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Zu Frage 7: 

Eine erhebliche Beanspruchung der Arbeitskraft gemäß § 18b ASVG ist anzunehmen, wenn 
jedenfalls 10 Wochenstunden für die Pflege aufgewendet werden.  

Zu Frage 8: 

Ich verweise auf die Stellungnahme zu Frage 7. Ob die Erwerbstätigkeit als unselbständige 
oder selbständige Tätigkeit ausgeübt wird, ist unerheblich. 

Zu Frage 9: 

Voraussetzung für die Bewilligung der Selbstversicherung gemäß § 18b ASVG ist unter 
anderem, dass die Voraussetzung der erheblichen Beanspruchung der Arbeitskraft durch die 
Pflege des Antragstellers erfüllt ist. Dies bedeutet, dass der Antragsteller nur dann die 
Selbstversicherung in Anspruch nehmen kann, wenn er die Pflege im erheblichen Ausmaß 
selbst durchführt.  

Seitens der Pensionsversicherungsanstalt reicht allein die Tatsache einer 24-Stunden-
Betreuung durch Pflegekräfte für die Bewilligung oder Ablehnung der Selbstversicherung 
nicht aus. Entscheidend sind die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens zum Pflegeaufwand 
des betreuten Angehörigen, zum Ausmaß der erbrachten Pflegeleistungen der 24-Stunden-
Betreuungskraft sowie zum Ausmaß der erbrachten Pflegeleistungen des Antragstellers. Die 
Tatsache der Inanspruchnahme einer 24-Stunden-Betreuung ist daher kein ausreichendes 
Kriterium für die Bewilligung oder Ablehnung der Selbstversicherung gemäß § 18b ASVG. 

Die VAEB hingegen schließt einen Anspruch auf Selbstversicherung gemäß § 18b ASVG bei 
Inanspruchnahme einer 24-Stunden-Betreuung aus, da nach deren Rechtsansicht diesfalls 
keine erhebliche Beanspruchung der Arbeitskraft vorliegt. 

 

 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Rudolf Hundstorfer 
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Mit freundlichen Grüßen 

Rudolf Hundstorfer 
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